
 

 

Satzung 
 

vom … 
 

zur Änderung der Friedhofssatzung (Friedhofsordnung) der Stadt Donaueschingen 
vom 30.11.2011 

 
Auf Grund der §§ 12, Abs. 2, 13, Abs. 1, 15 Abs. 1, 39 Abs. 2 und 49 Abs. 3 Nr. 2 des Be-
stattungsgesetzes für Baden-Württemberg vom 21. Juli 1970 (GBl. S. 395, ber. 458), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 01.04.2014 (GBl. 93) in Verbindung mit den §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. 582, ber. 
698), zuletzt geändert am 17.12.2015 (GBl. 2016 S. 1) hat der Gemeinderat der Stadt Do-
naueschingen am …… nachstehende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 8 Ruhezeit erhält folgenden Wortlaut: 
 

(1) Die Ruhezeiten der Verstorbenen und Aschen betragen bei  
a) Verstorbenenbestattung ab 6 Jahren    30 Jahre 
b) Verstorbenenbestattung Kinder bis 6 Jahre   20 Jahre 

c) Urnenbestattung       20 Jahre 
 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit sind die Grabplätze abzuräumen, sofern nicht ein darüber 
hinausgehendes Nutzungsrecht an dem jeweiligen Grabplatz besteht. 

 
§ 2 

 
§ 9 Umbettungen erhält folgenden Wortlaut: 
 

(1) Umbettungen von Verstorbenen und Aschen bedürfen, unbeschadet sonstiger ge-

setzlicher Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Stadt. Bei Umbettungen von 
Verstorbenen wird die Zustimmung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, in 

den ersten fünf Jahren der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen 
Interesses oder eines besonderen Härtefalles erteilt. Umbettungen aus einem Rei-
hengrab oder einem Urnenreihengrab in ein anderes Reihengrab oder Urnenreihen-
grab sind innerhalb der Stadt nicht zulässig. Die Stadt kann Ausnahmen zulassen. 
 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit aufgefundene Gebeine (Überreste von Verstorbenen) 
und Urnen mit Aschen Verstorbener dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der 

Gemeinde in belegte Grabstätten umgebettet werden. 
 

(3) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus ei-
nem Reihengrab oder einem Urnenreihengrab der Verfügungsberechtigte, bei Um-
bettungen aus einem Wahlgrab oder einem Urnenwahlgrab der Nutzungsberechtigte. 
 

(4) In den Fällen des § 24 Abs. 1 Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten nach 
§ 24 Abs. 1 Satz 4 können aufgefundene Gebeine (Überreste von Verstorbenen) 
und Urnen mit Aschen Verstorbener, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, 
von Amts wegen in ein Reihengrab oder in ein Urnenreihengrab umgebettet werden. 
Im Übrigen ist die Stadt bei Vorliegen eines zwingenden öffentlichen Interesses be-
rechtigt, Umbettungen vorzunehmen. 
 

(5) Umbettungen führt die Stadt durch. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 
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(6) Die Kosten der Umbettung haben die Antragsteller zu tragen. Dies gilt auch für den 

Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und an Anlagen durch eine 
Umbettung entstehen, es sei denn, es liegt ein Verschulden der Stadt vor. 
 

(7) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder ge-
hemmt. 
 

§ 3 

 
§ 11 Reihengräber erhält folgenden Wortlaut: 
 

(1) Reihengräber sind Grabstätten für Erdbestattungen, für die Bestattung von Fehlge-
burten und Ungeborenen und für die Beisetzung von Aschen, die der Reihe nach be-
legt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zugeteilt werden. Eine Verlängerung 
der Ruhezeit ist nicht möglich. Verfügungsberechtigter ist – sofern keine andere aus-
drückliche Festlegung erfolgt – in nachstehender Reihenfolge: 
a) wer für die Bestattung sorgen muss (§ 31 Abs. 1 Bestattungsgesetz), 
b) wer sich dazu verpflichtet hat, 
c) der Inhaber der tatsächlichen Gewalt. 

 
(2) Auf den Friedhöfen werden ausgewiesen: 

a) Reihengräber für Verstorbene bis zum vollendeten 6 Lebensjahr, 
b) Reihengräber für Verstorbene vom vollendeten 6. Lebensjahr ab. 

 
(3) In jedem Reihengrab wird nur ein Verstorbener beigesetzt. Die Zubettung einer Ur-

ne ist ausnahmsweise zulässig. Das Verfügungsrecht am Grabplatz darf sich dadurch 
nicht verlängern. 
 

(4) Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab umge-
wandelt werden. 
 

(5) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhe-
zeit wird drei Monate vorher ortsüblich oder durch Hinweis auf dem betreffenden 
Grabfeld bekannt gegeben. 

 
§ 4 

 
§ 14 Abs. 2 entfällt. § 14 Abs. 3 und 4 werden zu § 14 Abs. 2 und 3. 
 
 

§ 5 

 
§ 16 Allgemeiner Gestaltungsgrundsatz erhält folgenden Wortlaut: 
 

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen der Würde des Friedhofs in sei-
nen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage entsprechen.  
 

(2) Urnenwandgräber sind bereits von der Stadt mit Abdeckplatten versehen. Schriften, 
Ornamente und Symbole sind einzugravieren bzw. einzumeißeln. Das Aufbringen 
von Metallbuchstaben oder ähnlichem ist nicht zulässig. Halterungen und/oder Be-
hältnisse für Blumenvasen, Blumengebinde und ähnlichem dürfen, ebenso wie Fir-
menbezeichnungen, weder an der Abdeckplatte selbst noch an der Urnenwand an-
gebracht werden.  
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(3) Die Urnengrabstätten für Baumbestattungen dürfen nur mit einer Abdeckplatte aus 
„Tarngranit“ mit folgenden Abmessungen versehen werden: 
a) Wahlgrab: rund, Durchmesser 45 cm, 
b) Reihengrab: quadratisch, 45 cm x 45 cm. 
Die Platte ist bodeneben zu verlegen. Schriften, Ornamente und Symbole sind ein-
zugravieren beziehungsweise einzumeißeln. Das Aufbringen von Metallbuchstaben 
oder ähnlichem ist nicht zulässig.  
 

(4) Grababdeckplatten sind so auf die Grabstelle aufzubringen, dass zwischen der 
Graboberfläche und der Abdeckplatte eine Luftzirkulation möglich ist.  
 

(5) An Kolumbarien bzw. Urnennischen dürfen Grabschmuck wie Blumenschmuck, Ker-
zen und ähnliches nicht angebracht oder abgelegt werden.  
 

(6) Es ist wünschenswert, dass Grabmale, Einfassungen oder sonstige Grabaus-
stattungen eingebracht werden, die nachweislich in der gesamten Wertschöp-
fung ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne der ILO-Konvention 182 her-
gestellt worden sind. 

 
§ 6 

 
§ 18 Genehmigungserfordernis erhält folgenden Wortlaut: 
 

(1) Die Errichtung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung der 
Stadt. Ohne Genehmigung sind bis zur Dauer von zwei Jahre nach der Bestattung 
oder Beisetzung provisorische Grabmale als Holztafeln bis zur Größe von 15 x 30 
Zentimeter und Holzkreuze zulässig.  
 

(2) Dem Antrag ist die Zeichnung über den Entwurf des Grabmals im Maßstab 1:10 
zweifach beizufügen. Dabei ist das zu verwendende Material, seine Bearbeitung, der 
Inhalt und die Anordnung der Schrift, der Ornamente und Symbole sowie die Fun-
damentierung anzugeben. Soweit erforderlich, kann die Stadt Zeichnungen der 
Schrift, der Ornamente und der Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe des Materi-
als, seiner Bearbeitung und der Form verlangen. In besonderen Fällen kann die Vor-
lage eines Modells oder das Aufstellen einer Attrappe auf der Grabstätte verlangt 
werden.  
 

(3) Die Errichtung aller sonstigen Grabausstattungen bedarf ebenfalls der vorherigen 
schriftlichen Genehmigung der Stadt. Absatz 2 gilt entsprechend.  
 

(4) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige Grabausstattung 
nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Genehmigung errichtet worden 
ist.  
 

(5) Die Grabmale sind so zu liefern, dass sie vor ihrer Aufstellung von der Stadt über-
prüft werden können.  
 

(6) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn alle Voraussetzungen dieser Satzung 
erfüllt werden. 

 
§ 7 

 
§ 19 Standsicherheit erhält folgenden Wortlaut: 
 
Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen standsicher sein. Sie sind ihrer Größe 
entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu fundamentieren 
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und zu befestigen. Steingrabmale müssen aus einem Stück hergestellt sein und dürfen fol-
gende Mindeststärken nicht unterschreiten:  
 
Stehende Grabmale  
Bis 1,20 m Höhe: 14 cm,  
bis 1,40 m Höhe: 16 cm,  
ab 1,40 m Höhe: 18 cm.  
 
Grabmale und Grabeinfassungen dürfen nur von fachkundigen Personen (i.d.R. Bild-
hauer, Steinmetz) errichtet werden. 
 

§ 8 

 
§ 22 Allgemeines erhält folgenden Wortlaut: 
 

(1) Alle Grabstätten müssen der Würde des Ortes entsprechend hergerichtet und dau-
ernd gepflegt werden. Verwelkte Blumen und Kränze sind von den Grabstätten zu 
entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulagern.  

 
(2) Die Höhe und die Form der Grabhügel und die Art ihrer Gestaltung sind dem Ge-

samtcharakter des Friedhofs, dem besonderen Charakter des Friedhofsteils und der 
unmittelbaren Umgebung anzupassen. Bei Plattenbelägen zwischen den Gräbern (§ 
17 Abs. 9) dürfen die Grabbeete nicht höher als die Platten sein. Die Grabstätten dür-

fen nur mit solchen Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die öf-
fentlichen Anlagen nicht beeinträchtigen.  
 

(3) Für das Herrichten und für die Pflege der Grabstätte hat der nach § 20 Abs. 1 Ver-
antwortliche zu sorgen. Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf der Ruhezeit 
bzw. des Nutzungsrechts.  
 

(4) Die Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach Belegung hergerichtet 
sein.  
 

(5) Die Grabstätten sind nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts abzuräu-
men. § 21 Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.  
 

(6) Das Herrichten, die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtnerischen Anlagen 
außerhalb der Grabstätten obliegt ausschließlich der Gemeinde. Verfügungs- bzw. 
Nutzungsberechtigte sowie die Grabpflege tatsächlich vornehmende Personen sind 
nicht berechtigt, diese Anlagen der Gemeinde zu verändern.  
 

(7) In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften (§ 17) ist die gesamte Grabfläche zu be-
pflanzen. Ihre gärtnerische Gestaltung muss den erhöhten Anforderungen entspre-
chen und auf die Umgebung abgestimmt werden. Nicht zugelassen sind insbesonde-
re Bäume und großwüchsige Sträucher, Grabgebinde aus künstlichen Werkstoffen 
und das Aufstellen von Bänken.  

 
§ 9 

 
§ 25 erhält folgenden Wortlaut: 
 

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Verstorbenen bis zur Bestattung. Sie darf 

nur in Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung 
der Stadt betreten werden.  
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(2) Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die An-
gehörigen den Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. 

 
§ 10 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
Donaueschingen, den ….. 
 
 
Erik Pauly 
Oberbürgermeister 


